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An die 
Be der FB'e 1-10 Der Kanzler ö an die 

ron Leiter der Zentr.Einrichtungen - Beauftragter für den 
Haushalt - 

. 5 z ‚Im Hause 
Lehrenden aus. Ich habe daher für den Druck von Skripten für studentische 

Nachrichtlich an: Lernzwecke die Kostenstelle 1802 eingerichtet, die künftig in den Druckaufträgen 
ar s anzugeben ist. Die Ausführung des Druckauftrages setzt die Kostenfestsetzung im 
m2"täsidialamt - Unser Zeichen, unsere Nachricht vom Te; (@san) 700-0 Druckzentrum und Einzahlung des Rechnungsbetrages in der ee 2 

\PP.: 
. 4 s 

a (zur Veröffentlichung V 1.2-1/15/28 R/Dr a e 31.07.1985 Bargmann) oder Überweisung durch eine Bank voraus. Der Druckauftrag kann ers ann 
in den Amt1.Mitteilungen) AR vom Druckzentrum ausgeführt werden, wenn dort der von Frau Bargmann oder einer Bank Dezernat 1.1 

@ ® quittierte Einzahlungsbeleg vorgelegt wird.   Wie ich bereits erwähnte, muß der Druckpreis als kostendeckendes Entgelt auch einen 
Herstellung von Fotokopien und Drucken für studentische Lernzwecke | Personalkostenanteil enthalten. Meine Berechnungen haben ergeben, daß pro Druck ein 

Personalkostenanteil von 0,01 DM angemessen ist. Das Druckzentrum wird dieses bei der 
’ ; i . F a der Kosten berücksichtigen. Als Anlage übersende ich Ihnen eine Kopie des Erlasses vom 24.05.1985 - 2012 - B Ill 

27 gen. - 4/83 -, der den Fachbereichen bereits vorab zugegangen ist, mit der Bitte 
um Kenntnisnahme. 

  

Mm Kanzler Zur Anwendung des Erlasses gebe ich die folgenden Hinweise: Anlage 

Bei der Erstellung von Skripten ist zunächst zu unterscheiden, ob sie als Kopien oder 
als Drucke gefertigt werden sollen. 

Für Kopien gilt weiterhin das bisher schon praktizierte Verfahren, daß Copytex- Karte ® ® 
2 gegen Vorlage eines von der Bank quittierten Überweisungsauftrages bei Frau Bargmann 

bzw. Herrn Barabaß bezogen werden können. 

Für Drucke kann das vom Senat am 03.11.1982 beschlossene Verfahren (siehe auch mein 
Schreiben vom 30.10.84 - V 1.2-1/15/32 -) nicht mehr angewendet werden. Der obige 
Erlaß schreibt vor, daß für die von den Lehrenden für studentische Lernzwecke 
in Auftrag gegebenen Skripten ein kostendeckendes Entgelt zu erheben und bei Titel 
113.71 zu vereinnahmen ist. Da ein kostendeckendes Entgelt auch Personalkostenanteile 
enthält, scheidet eine Abwicklung über die Kostenstelle des den Auftrag erteilenden 
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24. Mai 1985 

Herstellung und Abgabe von Skripten an Studenten - GültL 113/13 - 

DER NIEDERSÄCHSISCHE MINISTER FÜR WISSENSCHAFT UND KUNST 
Postanschrift 

Weitere Förderung der Teilzeitbeschäftigung 
im öffentlichen Dienst 

RdErl. d. MI v. 11. 7. 1985 — 15.3-03143/3.103 — 

— GültL 90/210 — 

Bezug: a) Gem. RdErl. v. 4. 7. 1984 (Nds. MBl. S. 671) 
b) RdErl. v. 4. 12. 1984 (Nds. MBl. S. 939 
c) Gem. RdErl. v. 14. 2. 1985 (Nds. MBl. S. 168) 
— GültL MI 90/207, 209; MF 38/215 — 

1. Die schwierige Lage auf dem Arbeitsmarkt, insbesondere 
für Berufsanfänger, erfordert vorübergehend besondere Maß- 
nahmen auch bei Einstellungen in den öffentlichen Dienst. 
Das l.andesministerium hat daher in seinen Sitzungen am 
4.6. und 25. 6. 1985 weitere Maßnahmen zur Förderung der 
Teilzeitbeschäftigung beschlossen; es hat mich beauftragt, 
den Beschluß in geeigneter Form bekanntzumachen. In der 
Anlage gebe ich deshalb Richtlinien zur weiteren Förderung 
der Teilzeitbeschäftigung im öffentlichen Dienst bekannt. 
2. Den Gemeinden, den Landkreisen und den der Aufsicht 
des Landes unterstehenden anderen Körperschaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wird empfohlen, 
ebenfalls nach den Richtlinien zu verfahren. 

An die 
Dienststellen der Landesverwaltung, 
Gemeinden, Landkreise und der Aufsicht des Landes unterstehenden 
euren Kör; haft Anstalten und Stift des öffentlich 
echts. 

— Nds. MBl. Nr. 25/1985 S. 607 

Anlage 

Richtlinien zur weiteren Förderung der Teilzeitbeschäftigung 
im öffentlichen Dienst 

1. Zweck 

Die folgenden Bestimmungen dienen dem Zweck. mög- 
lichst vielen geeigneten Bewerbern eine Einstellung in den 
öffentlichen Dienst zu ermöglichen. 

2. Berufsanfänger 

2.1 Bewerber für eine Einstellung in das Beamtenverhältnis 
2.1.1 Berufsanfänger i. S. dieses Abschnitts sind Personen, 
die zum Beamten auf Probe ernannt werden sollen. Berufsan- 
fänger sind nicht andere Bewerber ($ 10 NBG) oder Bewerber, 
die in einem Beförderungsamt eingestellt werden sollen. 
2.1.2 Berufsanfänger werden bis zum 31. 12. 1990 nur dann 
zum Beamten auf Probe ernannt, wenn sie zuvor gemäß $ 80 a 
Abs. 1 Nr. 1 NBG Teilzeitbeschäftigung mit drei Vierteln der 
regelmäßigen Arbeitszeit für die Dauer von 5 Jahren beantra- 
gen. 

Ausgenommen sind Bewerber für die Laufbahngruppe des 
einfachen Dienstes. Ausgenommen sind ferner Beamte auf 
Widerruf, bei denen das Bekihtenverhältnis nicht gemäß } 40 
Abs. 2 Satz 2 NBG endet; der für die Laufbahn zuständige 
Fachminister kann hiervon abweichen, wenn über den Bedarf 
ausgebildet worden ist. Soweit die Beamten in den in Satz 2 

Fällen nicht in die Maßnahmen zur Förderung der 
Teilzeitbeschäftigun einbezogen werden und der Teilzeitbe- 
schäftigung dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, ist an 
sie zu appellieren, von den Möglichkeiten des $ 80 a NBG 
Gebrauch zu machen. 5 

2.2 Bewerber für eine Einstellung als Richter 

2.2.1 ang i. S. dieses Abschnitts sind Personen, 
die zum Richter auf Probe ernannt werden sollen. 
2.2.2 Berufsanfänger werden bis zum 31. 12. 1990 nur dann 
zum Richter auf Probe ernannt, wenn sie zuvor gemäß $ 4 b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Niedersächsischen Richtergesetzes 

  

  Aus gegebener Veranlassung weise ich darauf hin, daß seit der 
Einführung der Studiengebührenfreiheit die Kosten für Lehrmittel 
allein vom Land getragen werden, 

Teilzeitbeschäftigung zu drei Vierteln des regelmäßigen Dien- 
stes für die Dauer von 5 Jahren beantragen. 
2.3 Bewerber für eine Einstellung als Arbeitnehmer 
2.3.1 Berufsanfänger i. S. dieses Abschnitts sind Personen, 
die eine erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung in ei- 
nem anerkannten Ausbildungsberuf (vgl. Verzeichnis der an- 
erkannten Ausbildungsberufe in der jeweiligen Fassung, z. 7 
nach dem Stand vom 7. 8. 1984, Beilage zum BAnz. Nr. 208 
vom 3. 11. 1984) nachweisen oder nach einem erfolgreichen 
Hochschulstudium oder nach dem Erwerb eines Berufsab- 
schlusses an einer Fachschule oder Berufsfachschule oder 
nach Ablegung der Laufbahnprüfung oder einer gleichwerti- 

) gen Prüfung nach $ 25 Abs. 4 NBG oder nach dem Erwerb der 
Befähigung für eine Laufbahn besonderer Fachrichtung ohne 
Vorbereitungsdienst und Laufbahnprüfung nicht länger als 
3 Jahre im erlernten oder in einem vergleichbaren Beruf tätig 
gewesen sind und als Arbeitnehmer für eine Tätigkeit im 
erlernten oder in einem vergleichbaren Beruf in den Landes- 
dienst eingestellt werden sollen. Berufsanfänger sind auch 
Arbeitnehmer, die nach erfolgreichem Abschluß der Fachbil- 
dung oder des Studienganges ($ 37 NLVO) im öffentlichen 
Dienst eine hauptberufliche Tätigkeit ableisten, die für den 
Erwerb der Laufbahnbefähigung gefordert wird. 
2.32 Bis zum 31. 12. 1990 wird mit Berufsanfängern im 
unbefristeten Arbeitsvertrag für die Dauer von 5 Jahren eine 
Teilzeitbeschäftigung — auf Wunsch des Bewerbers, sofern 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, auch in der Form 
der Arbeitsplatzteilung (vgl. den Bezugserlaß zu a) — mit drei 
Vierteln der Be Arbeitszeit vereinbart. Ausgenom- 
men sind Berufsanfänger, die in die Vergütungsgruppen IX a 
BAT oder niedriger bzw. die Lohngruppen VI MTL II oder 
niedriger einzugruppieren sind. 
2.4 Ausnahmen 

2.4.1 Beider Einstellung von Bewerbern in das Beamtenver- 
hältnis sind die nachstehenden Ausnahmen zulässig: 
2.4.1.1 Der für die Laufbahn zuständige Fachminister kann 
eine Ausnahme vom Grundsatz der Einbeziehung aller lauf- 
bahnen in die Maßnahmen zur Förderung der Teilzeitbe- 
schäftigung bewilligen, soweit die Laufbahn nicht bereits in 
‘Tz. 2.1.2 ausgenommen worden ist. Die Ausnahme kommt bei 

ee mit einem Mangel an geeigneten Bewerbern in 
Betracht. 

während die Kosten der Lermmittel 
weiterhin von den Studenten aufzubringen sind. Lernmittel sind 
Arbeitsmittel, die für die Hand des einzelnen Studenten zum dau- 
ernden Gebrauch oder Verbrauch bestimmt sind. Zu den Lernmitteln 
gehören auch vorlesungsbegleitende Skripten. Wenn derartige Skripten 
von den Hochschulen hergestellt und an Studenten abgegeben werden, 
so ist daher hierfür ein kostendeckendes Entgelt zu erheben. Bei 
diesem Entgelt handelt es sich nach der Rechtsprechung um ein sol- 
ches öffentlich-rechtlicher Art, das durch einen öffentlich-recht- 
lichen Erstattungsanspruch begründet ist. Die Entgelte sind bei 
Titel 113 71 (113 98) zu vereinnahmen. 

    
Ich bitte, künftig entsprechend zu verfahren. 

In Vertretung des Staatasekrer ge RR 
N % 

 


